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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Le postulat Häsler intitulé "Valoriser le bénévolat" demande au Conseil fédéral d'établir
un rapport visant à étudier les possibilités d'actions de la Confédération afin de
soutenir les activités bénévoles. La députées verte Christine Häsler (gp/verts, BE) veut
ainsi que le bénévolat obtienne une reconnaissance officielle de l'Etat afin de
l'encourager et de le valoriser. Celui-ci est, selon la conseillère nationale, l'une des
valeurs qui permet le bon fonctionnement de la Suisse. 
Dans sa réponse, le Conseil fédéral rappelle qu'il soutient les activités de bénévolat par
des subventionnements, des contrats de prestations et le financement de projets. De
plus, dans le cas précis des proches aidants, un programme a été lancé en 2016 afin
d'améliorer le quotidien des personnes concernées. Finalement, l'instauration de
déductions fiscales pour les personnes pratiquant le bénévolat – comme suggérée par
la dépositaire du postulat – ne trouve pas les faveurs du Conseil fédéral qui avait déjà
refusé une telle idée dans le cadre de la motion Streiff-Feller (11.3083) intitulée
"Déductions fiscales pour les travailleurs bénévoles". En plus de raisons de politiques
fiscales pures, le Conseil fédéral invoque la difficulté de donner une définition claire du
travail bénévole. Pour ces diverses raisons, il propose de rejeter le postulat. Suivant
l'avis de ce dernier, la chambre du peuple rejette sans discussion l'objet proposé par la
députée Häsler. 1

POSTULAT
DATUM: 30.09.2016
KAREL ZIEHLI

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Noch vor den eidgenössischen Gesamterneuerungswahlen im Oktober 2015 rutschten
drei neue Personen in den Nationalrat nach. In der Frühlingsession 2015 wurden zwei
neue Ratsmitglieder vereidigt. Jean-Pierre Graber (svp, BE) übernahm den Platz des
zurückgetretenen Hansruedi Wandfluh (svp, BE) und Rudolf Winkler (bdp, ZH) übernahm
das Mandat von Lothar Ziörjen (bdp, ZH). Ziörjen war im Januar per sofort
zurückgetreten, weil er seinem Mandat als Gemeindepräsident von Dübendorf und
seinem Architekturbüro mehr Zeit widmen wollte. Auch Wandfluh machte berufliche
Gründe für seinen Rücktritt geltend. Sein weltweit tätiges Unternehmen stehe vor
wichtigen Herausforderungen. Die Nachfolge des Berner Oberländers wurde zu einem
"Sesseltanz" – so die Berner Zeitung. Auf dem ersten Ersatzplatz der Berner SVP-Liste
fand sich eigentlich Jean-Pierre Graber, der 2011 nicht wieder gewählt worden war.
Dies war damals von Bedeutung, weil der Berner Jura damit seine Vertretung in Bern
verloren hatte. Nur einen Sitz hinter Graber fand sich Werner Salzmann (BE, svp), der
ebenfalls Ambitionen hegte und aufgrund des Alters von Graber (Jahrgang 1946) in der
Partei auch grössere Unterstützung fand. In der Presse wurde ein eigentliches Manöver
von Graber beschrieben. Dieser würde verzichten, wenn seine Tochter – Anne-Caroline
Graber – und Berner Grossrätin für die Nationalratswahlen doppelt auf der Liste
geführt würde, wofür die SVP allerdings nicht Hand bieten wollte. Die Kantonalpartei
sähe es lieber, wenn Salzmann bei den Wahlen im Oktober als Bisheriger antreten
könnte – gab etwa Albert Rösti (svp, BE) zu Protokoll. Darüber hinaus war auch Manfred
Bühler (BE, svp) als Vertreter des Berner Juras im Gespräch. Die Bernjurassische SVP
befürchtete, dass der Berner Jura nur dann einen Sitz erhält, wenn die Kandidierenden
vorkumuliert würden, wogegen sich freilich die gesamtkantonale Partei aussprach.
Letztlich einigte man sich darauf, dass Manfred Bühler auf Platz 1 und Anne-Caroline
Graber auf Platz 2 der Berner SVP-Liste gesetzt würden. In der Folge trat Jean-Pierre
Graber die Nachfolge von Wandfluh an. 
Noch kürzer war die Amtszeit in der 49. Legislatur für Christine Häsler (gp, BE), die in
der Sommersession als letztes neues Mitglied vereidigt wurde (15.206). Häsler rutschte
für den zurücktretenden Alec von Graffenried (gp, BE) nach, der die Dreifachbelastung
von Beruf, Familie und Politik als zu intensiv bezeichnete. Auf dem ersten Ersatzplatz
hätte zwar eigentlich Urs Muntwyler (BE, gp) nachrutschen sollen, dieser verzichtete
aber zugunsten der Berner Grossrätin, die bereits ihre Kandidatur für den Ständerat
angekündigt hatte. Dass auch derart kurzzeitige Mandate eine gute Voraussetzung für
anstehende Wahlen sein und das Etikett "Bisherig" durchaus zu einem Mehr an
Stimmen führen kann, bestätigte sich im Falle von Häsler, die bei den

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2015
MARC BÜHLMANN
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Nationalratswahlen 2015 (wieder-)gewählt wurde, nicht aber im Falle von Winkler, der
damit nach lediglich drei Sessionen zum alt-Nationalrat wurde. 
Insgesamt wurden in der 49. Legislatur 27 neue Nationalratsmitglieder vereidigt, die
zurücktretende oder verstorbene Ratsmitglieder ersetzten. 2

Parlamentsorganisation

Im September präsentierte die NZZ das von Sotomo errechnete Parlamentarierrating
2015. Die ideologische Ausrichtung aller Parlamentsmitglieder wird mit Hilfe paarweiser
Vergleiche aller Parlamentarierinnen und Parlamentarier hinsichtlich ihres
Abstimmungsverhaltens berechnet. Die Skala reicht von -10 (ganz links) bis +10 (ganz
rechts). Die rechte Extremposition wurde im Rating 2015 von Pirmin Schwander (svp, SZ)
und Lukas Reimann (svp, SG) besetzt. Am linken Rand fand sich mit einem Wert von -9.5
Christine Häsler (gp, BE). 
Am deutlichsten rechts und zwar ohne Überschneidung mit anderen Fraktionen stand
die SVP, deren Mitglieder zwischen 6.3 (Jean-Pierre Grin, VD) und 10 positioniert
wurden. Die FDP-Mitglieder schwankten zwischen 1.6 (Christa Markwalder, BE) und 4.1
(Hans-Peter Portmann, ZH) und überschnitten sich damit sowohl mit der BDP (0.9:
Rosmarie Quadranti, ZH bis 2.1: Urs Gasche, BE) als auch teilweise mit der CVP, bei der
Gerhard Pfister (ZG) und Ruedi Lustenberger (LU) mit dem Wert von 3.0 den rechten
und Jacques Neirynck (VD) mit -1.6 den linken Rand abdeckten. Die beiden EVP-
Vertreterinnen, die der CVP-EVP-Fraktion angehören, waren dabei pointierter links (-
2.8) als der Rest der CVP-Fraktion. Die GLP-Fraktion zeigte sich ziemlich geschlossen
und links der Mitte. Bei den Grünliberalen wurden die Extreme von Thomas Böhni (TG,
-1.7) und Martin Bäumle (ZH, -1.2) eingenommen. In ihrem Gesamtwert von -8.0
deckungsgleich zeigten sich die Grünen und die SP. Während die Genossinnen und
Genossen Extremwerte zwischen -9.1 (Carlo Sommaruga, GE und Susanne Leutenegger
Oberholzer, BL) und -5.7 (Daniel Jositsch, ZH) einnahmen, fanden sich bei den Grünen
Christine Häsler (-.9.5) und Yvonne Gilli (SG, -6.8) an den Fraktionspolen. 
Der Median des gesamten Nationalrats lag bei 0.8; das Parlament politisierte also leicht
rechts der Mitte. Die Studie stellte bei der Analyse der gesamten 49. Legislatur
allerdings im Vergleich mit der 48. Legislatur einen Linksrutsch fest. Insbesondere in
der Verkehrs- und Energiepolitik habe Mitte-Links erfolgreich koaliert.  

Erstmals konnte aufgrund der neu eingeführten elektronischen Stimmanlage auch der
Ständerat vermessen werden. Insgesamt zeigte sich in der kleinen Kammer eine
wesentlich schwächere Polarisierung als bei der Volksvertretung. Zwar gab es auch im
Ständerat Extrempositionen –  Robert Cramer (gp, GE) mit -9.6 zur Linken und Peter
Föhn (svp, SZ) mit 9.6 zur Rechten –, die überwiegende Mehrheit der Ständerätinnen
und Ständeräte fanden sich aber zwischen den Werten -4 bis +5. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.09.2015
MARC BÜHLMANN

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Bei den Nationalratswahlen 2015 im Kanton Bern buhlten 567 Kandidierende auf 26
Listen um die 25 Nationalratssitze. Damit hielt der Trend des zunehmenden Interesses
an einem Mandat auch im Kanton Bern an – 2011 waren es 545 Kandidierende, 2007 lag
die Zahl bei 514 und bei den Wahlen von 2003 bei 462. Die Anzahl der Listen war im
Vergleich zu 2011 (28 Listen) allerdings etwas zurückgegangen. Fast zwei Fünftel der
Kandidierenden waren Frauen (37.4%). Das Interesse an einem der Berner Mandate
schien vor allem bei Jungen gross zu sein: Noch nie, seit dieser Wert erhoben wird
(2003), lag der Altersschnitt der Bewerberinnen und Bewerber so tief wie 2015 (39.5
Jahre). Das jugendliche Interesse lässt sich auch daran ermessen, dass nicht weniger als
sieben Listen von Jungparteien stammten: Die SVP, die SP, die FDP, die Grünen, die
GLP und die EVP führten neben der Hauptliste auch eine Jugendliste. Die SP portierte
Kandidierende zudem auf einer Frauen- und einer Männerliste und trat mit einer Liste
mit Frankophonen auf. Auch die Grünliberalen präsentierten mit einer
Unternehmerliste neben der Haupt- und der Jugendliste eine dritte Auswahl. Die CVP,
unter dem Label „Die Mitte”, und die EDU traten ebenfalls mit jeweils zwei
verschiedenen Listen an. Komplettiert wurde der Reigen mit der PdA, der Piratenpartei,
den SD, dem Alpenparlament und einer Einerliste. 

Wie in zahlreichen anderen Kantonen wurde auch im Kanton Bern eine
Listenverbindung auf der linken Seite vereinbart – allerdings nur zwischen SP und GP,

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
MARC BÜHLMANN
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also ohne die PdA. In der Mitte schlossen sich die BDP, die GLP, die CVP und die EVP
zusammen. Die SVP verband sich mit dem Alpenparlament (AP), einer Gruppierung aus
dem Berner Oberland, die von ehemaligen Schweizer Demokraten organisiert wird. In
der Presse wurde gemutmasst, dass die Verbindung der SVP mit dem etwas dubiosen
Partner ein Freundschaftsdienst sei, weil sich das AP jeweils hilfreich beim Sammeln
von Unterschriften für SVP-Initiativbegehren zeige. Ganz rechts verbanden sich die EDU
und die SD. Keine Verbindung ging die FDP ein. 
Die Wahlen in Bern verhiessen auch deshalb Spannung, weil der Kanton einen Sitz
weniger zugesprochen erhielt als noch bei den Wahlen 2011. Im Vorfeld der Wahlen
wurde darüber spekuliert, welche Partei diesen Sitz am ehesten verlieren würde. Am
verletzlichsten schienen die Grünen, die ihren 2011 eroberten dritten Sitz einem
Überhangsmandat verdankten. Erschwerend kam für die GP hinzu, dass zwei ihrer drei
Mandate erst kürzlich neu besetzt worden waren. Aline Trede (gp, BE) hatte die in die
Berner Stadtregierung gewählte Franziska Teuscher (BE, gp) 2013 ersetzt und Christine
Häsler (gp, BE) war gar erst seit 2014 für Alec von Graffenried (gp, BE) nachgerutscht.
Häsler wurde gleichzeitig auch als  Ständeratskandidatin portiert; somit – so mutmasste
die Presse – sollten ihre Chancen verbessert und ihre nur kurze Erfahrung im Parlament
wett gemacht werden, damit der dritte Sitz der Grünen verteidigt werden könne. Für
Wirbel um die GP hatte zudem die Nicht-Nomination des ehemaligen Zuger
Nationalrates Jo Lang geführt, der mittlerweile in Bern wohnte. Zittern musste auch die
BDP, die bei den kantonalen Wahlen 2014 zu den grossen Verliererinnen gehört hatte
und grosse Wählerverluste hinnehmen musste. Nicht wenige vermuteten, dass dies die
BDP auch bei den eidgenössischen Wahlen mindestens einen Sitz kosten werde. Auch
die Bürgerlich-Demokraten hatten zudem kurz vor Legislaturende noch einen
Mandatswechsel zu verzeichnen: Heinz Siegenthaler (bdp, BE) war Ende 2014 für Ursula
Haller (bdp, BE) nachgerutscht. Für die bei den Grossratswahlen erfolgreiche SVP
könnte sich das fehlende Mandat ebenfalls negativ auswirken, war sie doch die einzige
Partei, die gleich zwei Rücktritte verkraften musste. Rudolf Joder (svp, BE) durfte wegen
parteiinterner Amtszeitbeschränkung nicht mehr und Jean-Pierre Graber (svp, NR), der
2015 für Hansruedi Wandfluh (svp, BE) nachgerückt war, wollte nicht mehr antreten.
Freilich gingen die meisten Beobachter davon aus, dass die SVP eher wieder zulegen
werde. Für Wirbel sorgte kurz vor den Wahlen der angekündigte Rücktritt zweier SP-
Regierungsräte, der kantonale Ersatzwahlen nötig machte, die für 2016 vorgesehen
waren. Weil durch einen der beiden Rücktritte der so genannte Jurasitz frei wurde,
wurde spekuliert, ob die Besetzung der ersten beiden SVP-Listenplätze mit zwei
Bernjurassiern eine Referenz an den französischsprachigen Kantonsteil darstelle. Für
Schlagzeilen sorgte zudem die Negativkampagne einer aus bürgerlichen Politikern
bestehenden „Interessengemeinschaft Arbeitsplätze im Berggebiet (IG AIB)”, die gegen
die SP-Nationalrätin Margret Kiener Nellen (sp, BE) gerichtet war. Kiener Nellen war
2014 wegen legaler Steuerdeals in den Fokus der Medien geraten. 

Als Wahlsiegerin im Kanton Bern konnte sich die SVP feiern lassen, die einen Sitz
gewinnen und ihren Wähleranteil wieder weit über 30% anheben konnte. Mit den 33.1%
(2011: 29.0%) Wähleranteil und den neun Sitzen (2011: 8) war die Volkspartei in Bern
wieder fast so stark wie vor der Abspaltung der BDP (2007: 10 Sitze und 33.6%). Mit
Manfred Bühler (svp, BE) wurde nach vierjährigem Unterbruch wieder ein Bernjurassier
in den Nationalrat gewählt. Dass dies 2011 erstmals nicht mehr der Fall gewesen war,
hatte einige Diskussionen und Vorstösse um die adäquate Vertretung von sprachlichen
Minderheiten im Nationalrat ausgelöst. Der Sitzgewinn der SVP ging auf Kosten der BDP,
die einen Sitz abgeben musste. Es war just der Sitz des erst jüngst nachgerutschten
Kantonalpräsidenten Heinz Siegenthaler, der damit abgewählt wurde. Die BDP verfügte
neu über 3 Sitze und weiss noch 11.8% der Wählerschaft hinter sich (2011: 14.9%). Zu
den Verlierern gehörten auch die Grünen, die mit der Abwahl von Aline Trede für den
Mandatsverlust des Kantons Bern bezahlten. Der Verlust von 0.9 Wählerprozenten (neu
8.5%) war zu gross, um den Sitz halten zu können. Dass Aline Trede und nicht Christine
Häsler abgewählt worden war, wurde auch auf die – erfolglose – Ständeratskandidatur
von Häsler zurückgeführt. Die restlichen Parteien konnten ihre Sitze mit dem bisherigen
Personal halten: Die SP blieb mit 6 Sitzen und 19.7% Wähleranteil (2011: 19.3%)
zweitstärkste Partei. Auch die FDP (9.3%; 2011: 8.7%), die GLP (6.0%; 2011: 5.3%) und
die EVP (4.3%; 2011: 4.2%) konnten ihre Wählerbasis zwar leicht verbreitern, blieben
aber auf je zwei (FDP, GLP) bzw. einem Mandat (EVP) sitzen. Die GLP musste lange
zittern, bis die Verteidigung dieses zweiten Sitzes unter Dach und Fach war, und die
FDP trauerte mit Blick auf die anderen Kantone einer verpassten Chance nach. Die
Presse mutmasste, dass die Ständeratskandidatur der als eher linksliberal geltenden
Claudine Esseiva (BE, fdp) ein Fehler gewesen sei. Allerdings verteidigte Christa
Markwalder (fdp, BE) ihren Sitz trotz negativer Presse im Vorfeld der Wahlen aufgrund
der so genannten Kasachstan-Affäre relativ souverän. Abgeschlagen waren die EDU
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(2.8%) und die CVP (1.8%), die ihre 2007 verlorenen Sitze erneut nicht zurückerobern
konnten. Mit der Abwahl von Aline Trede (gp, BE) wird der Kanton Bern noch von 10
Frauen vertreten (2 SVP, 3 SP, 0 BDP, 1 FDP, 2 GP, 1 GLP, 1 EVP). Die Wahlbeteiligung lag
im Kanton Bern mit 49.1% etwas tiefer als noch vor vier Jahren (50.4%). 4

Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarprodukte

L'initiative parlementaire Gilli (verts, SG) n'a trouvé que peu de soutien parmi les
député.e.s (18 voix contre 139 et 29 abstentions provenant toutes du camps socialiste).
Seul le groupe des Verts a soutenu à l'unanimité le texte repris, entre temps, par la
bernoise Christine Häsler (verts, BE). L'initiative proposait que les fraudes alimentaires
soient plus lourdement sanctionnées, alors qu'aujourd'hui les amendes s'élèvent à CHF
40'000 au maximum. 
La chambre du peuple a donc suivi la CSSS-CN qui s'était exprimée contre l'adoption de
cette proposition, faisant remarquer que cet aspect avait été nouvellement adapté
dans le cadre de la révision totale de la loi sur les denrées alimentaire (LDAI). De plus, la
commission estimait que le panel de sanctions était suffisant, ce genre d'infractions
pouvant être poursuivies par le code pénal (CP). 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.05.2016
KAREL ZIEHLI

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Ein Postulat Häsler (gp, BE) zur Förderung des öffentlichen Verkehrs für den alpinen
Raum beauftragte den Bundesrat, in einem Bericht aufzuzeigen, welche Möglichkeiten
der Bund hat, um den öffentlichen Verkehr für den Tourismus in den Alpen attraktiver
zu gestalten und welche dieser Massnahmen er umsetzen will. Im Postulat angedacht
sind insbesondere mehr Direktzüge aus dem Ausland in den Alpenraum. Der Bundesrat
verwies in seiner Antwort vom August 2015 darauf, dass Planung und Realisierung von
internationalen Verbindungen Sache der SBB sei, er zeigte sich aber bereit, das
Anliegen aufzunehmen und die Fragestellungen im Bericht zum internationalen
Personenverkehr (Postulat 14.3673) zu beantworten. Das  im Juni 2015 eingereichte
Postulat wurde vom Nationalrat im September gleichen Jahres diskussionslos
angenommen. 6

POSTULAT
DATUM: 25.09.2015
NIKLAUS BIERI

Im Oktober 2017 veröffentlichte der Bundesrat in Erfüllung der Postulate KVF-NR
(14.3673) und Häsler (15.3707) sowie mit Bezugnahme auf die Motion Nantermod
(15.4173) seinen Bericht zum internationalen Personenverkehr (Bahn/Bus). Der
Bundesrat ging dabei insbesondere auf die Liberalisierung des Fernbusverkehrs ein. Mit
dem Hinweis auf die unterschiedlichen Sozialstandards verschiedener Staaten will er
das Kabotageverbot beibehalten. Fernbusse sollen das Angebot des öffentlichen
Verkehrs ergänzen, ohne die bestehenden Angebote wesentlich zu konkurrenzieren.
Der Bundesrat will aber nicht grundsätzlich jede Konkurrenzsituation verhindern. Beim
Verkehr in Tourismusregionen sieht er keinen zusätzlichen Handlungsbedarf. 7

POSTULAT
DATUM: 18.10.2017
NIKLAUS BIERI
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Eine parlamentarische Initiative der grünen Fraktion wollte im KVG die Möglichkeit zur
Schaffung kantonaler Einheitskassen in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung
festschreiben. Dabei soll jeder Kanton entweder beim bisherigen System bleiben
können, eine einzige und zentralisierte öffentliche Krankenkasse schaffen, oder aber
eine öffentliche Ausgleichskasse für die Krankenkassen analog zu jener in der
Arbeitslosenversicherung gründen. Bei den beiden öffentliche Modellen sollten dabei
die Versicherten und die Leistungserbringer an der Führung beteiligt werden.
Argumentiert wurde mit dem Resultat bei der Abstimmung zur Volksinitiative "für eine
öffentliche Krankenkasse", welche in den vier rein französischsprachigen Kantonen und
ebenso in den französischsprachigen Gebieten der Kantone Fribourg und Bern
angenommen worden war. Es gelte entsprechend, eine Lösung zu finden, welche für die
französischsprachige Minderheit in der Schweiz akzeptabel sei. Der Vorstoss gelangte in
der Frühjahrssession 2016 in den Nationalrat, wo er gleichzeitig mit zwei
Standesinitiativen (Jura und Genf) behandelt wurde, welche sehr ähnliche Forderungen
vorbrachten. Die Kommissionsmehrheit beantragte, keine Folge zu geben. Eine
Minderheit Häsler (gp, BE) beantragte Folge geben. Die in der Debatte geäusserten
Argumente glichen weitgehend jenen in der Abstimmungskampagne zur Volksinitiative.
Weiter wurde die Kritik geäussert, der Vorstoss würde zur Schaffung von
Parallelsystemen in manchen Kantonen führen, was abzulehnen sei. Letztlich hatte die
parlamentarische Initiative keine Chance: Sie erhielt nur die Unterstützung der
geschlossen auftretenden links-grünen Fraktionen und wurde mit 122 zu 52 Stimmen
abgelehnt. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.03.2016
FLAVIA CARONI

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Le Conseil national a rejeté en décembre 2017 un postulat de la députée Häsler  (verts,
BE) intitulé: Regroupement familial. Critères favorisant l'intégration. L'écologiste
estime que les critères actuels du regroupement familial, à savoir indépendance
financière, volonté de s'intégrer économiquement et socialement, bien qu'ils
poursuivent le but de favoriser l'intégration des personnes étrangères, risquent au
contraire d'être dissuasifs. En effet, elle estime que le souci pour ses proches résidant
encore dans un pays en guerre où se trouvant en situation précaire peut avoir des
effets néfastes sur la santé mentale et psychique, ce qui risque d'entraîner des frais
médicaux et d'aide sociale. Elle demande alors au Conseil fédéral un rapport sur des
critères de regroupement familial qui n'auraient pas ces effets pouvant rendre plus
difficile l'intégration des personnes étrangères ou requérantes d'asile. Suivant l'avis du
Conseil fédéral, la chambre basse a rejeté l'objet à l'unanimité. 9
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